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Vertrauensverlust und Entfremdung

Der Verfall der ärztlichen Vergütung führt zu einer neuen Situation  

für Ärztinnen, Ärzte und ihre Patienten

Die aktuelle Gesetzgebung im Gesund-

heitsbereich beschädigt viele medizini-

sche Versorgungsbereiche auf unter-

schiedliche und perfide Weise. Der Staat 

kommt seinen bekannten Verpflichtungen 

gegenüber der GKV und den Krankenhäu-

sern nicht nach. In der Folge werden medi-

zinische Leistungen im hausärztlichen und 

fachärztlichen Bereich sowie in den Klini-

ken budgetiert und darüber hinaus nicht 

mehr vergütet. 

Der Entzug der Basis wirtschaftlichen 

Handelns in der Medizin führt über eine 

gewollte Rationierung und Mangelversor-

gung zu einer neuen Situation für die Ärz-

teschaft. Die jahrelangen Kompensations-

mechanismen und Quersubventionierun-

gen der KV’en und der Kliniken haben aus-

gedient. Die Vergütungen werden inzwi-

schen knallhart reduziert und so knapp 

kalkuliert, dass medizinische Diagnostik 

und Therapie über das Budget hinaus auf 

der Strecke bleiben. Wer macht noch eine 

unbezahlte Zusatzleistung, wenn die ärzt-

liche Versorgung eines Patienten für ein 

Quartal lediglich fünf Erdbeereisbecher 

wert ist? Wer versorgt noch einen zusätz-

lichen Patienten, wenn diese Leistung gar 

nicht mehr vergütet wird? Wer fährt noch 

in ein Altenheim, wenn dies nicht mehr 

bezahlt wird?

Ärztinnen und Ärzte 

müssen sich rechtfertigen

Patientinnen und Patienten spüren das 

bereits jetzt. Sie werden bei den Hausärz-

ten immer häufiger nicht mehr angenom-

men, erhalten bei Fachärzten keine zeit-

nahen Termine oder werden bei den Psy-

chotherapeuten auf die lange Bank ge-

schoben. Kliniken fokussieren sich auf die 

letzten lohnenden Eingriffe und werden in 

den Notfallambulanzen überrannt. 

Und wer erklärt das Desaster? Die Ärztin-

nen und Ärzte „an der Front“. Ärztinnen 

und Ärzte aller Versorgungsebenen müs-

sen sich rechtfertigen und verlieren dabei 

Zeit und das Vertrauen ihrer Patienten. Sie 

müssen die zunehmende Mangelversor-

gung und Kontingentierung gegenüber 

Patientinnen und Patienten vertreten, so-

zusagen den Kopf dafür hinhalten. Am 

Termintresen, in der Notaufnahme oder 

bei der vorzeitigen Entlassung aus der Kli-

nik. Diese von der Politik bewusst in Kauf 

genommene Schuldzuweisung an die Ärz-

teschaft für eine medizinische Mangelver-

sorgung ist ein bisher einmaliges Phäno-

men der Gesundheitspolitik.

Einvernehmliche Regelungen von Sparan-

sätzen sind nicht gefragt. Der inhaltslose, 

kompromisslose und patientenfeindliche 

Vortrag der Bundesministerin auf dem 

Deutschen Ärztetag hat sich tief in das 

Bewusstsein des Autors eingegraben. Da-

gegen ist die Zwietracht der Gesund-

heitsberufe politisch erwünscht. Dazu ge-

hören die Instrumentalisierung der Kran-

kenkassen und die willigen Helfer aus der 

Pharmazie, die aufgewerteten und autar-

ken Notdienste und andere substituieren-

de Gesundheitsberufe. Die Gesundheits-

politik hat vorgesorgt: IT und alle anderen 

Gesundheitsberufe sollen ärztliche Res-

sourcen ersetzen, das Vertrauensverhält-

nis zum Arzt und zur Ärztin wird aufge-

löst.

Neben dem Vertrauensverlust erwarten 

uns lange Wartezeiten, verzögerte Thera-

pien, Auslassen von Heilungschancen und 

damit noch Mehrkosten für Krankengeld. 

Die sofortige und persönliche ärztliche 

Krankschreibung wird der Versorgungs-

landschaft den Rest geben. Die medizini-

schen und sozialen Folgen sind über den 

gewollten Vertrauensverlust hinaus nicht 

abschätzbar. 

Neues Spiel und neues Glück? Wird der 

neue Gesundheitsminister Linnemann die 

Folgen seiner Gesundheitspolitik besser 

abschätzen? Der neue Minister könnte ja 

mal nach Niedersachsen schielen. Minis-

terpräsident Olaf Lies spricht auf dem 

Deutschen Ärztetag im Mai sehr realis-

tisch und betont „Zusammenhalt“, „Zeit 

nehmen“ und „Konsens“ mit der Selbst-

verwaltung. Intensive Gespräche zwi-

schen Politik und Ärzteschaft sind mehr 

denn je erforderlich, um Unsinniges zu 

vermeiden und neue Perspektiven für die 

Patientenversorgung umzusetzen. Sonst 

ist das Vertrauen weg. 
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Die Beiträge in der Rubrik „Ansichten 

und Einsichten“ geben nicht unbe-

dingt die Meinung der Redaktion 

 wieder. 

Ansichten und Einsichten
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Die Redaktion freut sich über Anregungen, Kommentare, 

Lob oder auch Kritik. Leserbriefe geben die Meinung des 

Autors, nicht die der Redaktion wieder. Grundsätzlich be-

hält sich die Redaktion Kürzungen jedoch vor. E-Mails rich-

ten Sie bitte an: haebl@laekh.de; Briefe an das Hessische 

Ärzteblatt, Hanauer Landstraße 152, 60314 Frankfurt/M. 

Schreiben Sie uns!
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